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I. Das Thema und die Quellen 
„Wir verurteilen die Verbrechen des Diktators Gaddafi. Mit diesem Mann kann 
nicht mehr zusammengearbeitet werden. Er muss gehen. Er spricht nicht mehr für 
das libysche Volk. […] Oberst Gaddafi führt einen Krieg gegen das eigene Volk. Er 
hat jede Legitimation verwirkt. Dieser Diktator muss gehen.“1 
Diese unmissverständliche Aussage von Bundesaußenminister Guido Wes-
terwelle bei seiner Regierungserklärung vor dem Bundestag am 18. März 
2011 wirft zwei Fragen auf: Warum hatte sich die Bundesrepublik tags zu-
vor im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen bei der Entscheidung über 
einen Militäreinsatz in Libyen ihrer Stimme enthalten2? Und: Weshalb 
äußerte sich ein bundesdeutscher Außenminister erst nach über vier Jahr-
zehnten so dezidiert? Denn dass Muammar al-Gaddafi3, der am 1. Septem-
ber 1969 in Libyen an die Macht gekommen war, nichts anderes war als ein 
menschenverachtender Diktator, zeigte sich nicht erst in jüngster Zeit. 
Schon in den 1970er Jahren wurde deutlich, dass er im Inneren rasch den 
Aufbau eines Unrechtsstaats betrieb, nach außen den internationalen Ter-
rorismus massiv unterstützte sowie Sicherheit und Stabilität in Nord- und 
Zentralafrika bedrohte. Nichtsdestotrotz war und blieb Gaddafis Libyen 
einer der bedeutendsten Wirtschaftspartner der Bundesrepublik, und mit 
dem Ausbau der Wirtschaftsbeziehungen wurden auch die politischen Be-
ziehungen intensiviert. 
Libyen – dieses nordafrikanische Land war 1969 für den überwiegenden 
Teil der Bundesbürger wohl ganz unbekannt. Allenfalls mochte man sich 
erinnern, dass im Zweiten Weltkrieg deutsche Truppen unter Erwin Rommel 
dort die italienischen Streitkräfte unterstützt und dabei zeitweise spektaku-
läre militärische Erfolge erzielt hatten. Libyen war seit 1911/12 italienische 
 
1 Zit. nach: www.auswaertiges-amt.de/DE/Infoservice/Presse/Reden/2011/110318_ 
BM_Regierungserklärung_Libyen.html. 
2 Die Resolution 1973 des VN-Sicherheitsrats vom 17.3.2011 ermächtigte die Mit-
gliedstaaten unter bestimmten Voraussetzungen, alle nötigen Maßnahmen zum 
Schutz der libyschen Zivilbevölkerung zu ergreifen und eine Flugverbotszone durch-
zusetzen; der Einsatz von Besatzungstruppen war aber ausgeschlossen. Für den Wort-
laut vgl. www.un.org/News/Press/docs/2011/sc10200.doc.htm. 
3 Das Auswärtige Amt wies im März 1981 darauf hin, dass sein Name „in deutscher 
Transkribierung“ Gaddafi laute. Er nenne sich „Führer der Großen Revolution vom 
1. September“. PA/AA, B 36, Ref. 311, Bd. 137683, Runderlass des Vortragenden Lega-
tionsrats I. Klasse Reinhard Schlagintweit, Ref. 311, an alle diplomatischen Vertre-
tungen der Bundesrepublik vom 13. 3. 1981. 
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Kolonie gewesen, als es dem königlichen Heer gelungen war, nach einem 
Krieg mit dem Osmanischen Reich die Provinzen Tripolitanien und Cyre-
naika zu besetzen. 1934 wurden diese beiden Provinzen mit der Provinz 
Fessan erstmals zu einer politischen Einheit mit dem Namen Libia zusam-
mengefasst, nachdem die italienischen Besatzer ihre Herrschaft gegen hart-
näckigen Widerstand hatten durchsetzen können. Dieser Widerstand war 
von den Senussi getragen worden, einem islamischen Orden mystischer 
Natur, der seinen politischen und religiösen Einfluss von der Cyrenaika 
aus bereits unter den Osmanen im 19. Jahrhundert kontinuierlich hatte 
erweitern können. Die Eingliederung der Kolonie Libia in das italienische 
Imperium war erst 1939 abgeschlossen – und sie war nur von kurzer Dauer. 
1942/43 besetzten britische und französische Truppen das Territorium und 
errichteten dort Militärverwaltungen. 
Libyen konnte zwar am 24. Dezember 1951 unter Vermittlung der Ver-
einten Nationen seine Unabhängigkeit erreichen, blieb allerdings unter 
dem greisen König Idris I. aus dem Orden der Senussi ein von politischen 
und gesellschaftlichen Gegensätzen zerrissener Staat. Dem Land, das etwa 
fünfmal so groß ist wie die heutige Bundesrepublik, nach 1945 jedoch 
weniger als eine Million Einwohner zählte, gelang selbst mit dem Boom 
der Erdölindustrie seit 1960 keine wirkliche Konsolidierung. Ein Bündel 
von Konflikten führte Ende der 1960er Jahre dazu, dass Beobachter im In- 
und Ausland einen Putsch erwarteten: Auseinandersetzungen zwischen 
Monarchisten und Republikanern sowie zwischen den Vertretern eines 
Einheitsstaats und führenden politischen Repräsentanten aus den Provinzen 
Tripolitanien, Cyrenaika und Fessan; das Scheitern der parlamentarischen 
Demokratie; der weitgehende Ausschluss der bürgerlichen Elite von politi-
schen Entscheidungen; der maßgebliche Einfluss einiger weniger Familien; 
die Verschärfung sozialer Konflikte nach dem Erdölboom; die Gegensätze 
zwischen Stadt und Land4. 
Diese Erwartungen sollten sich als zutreffend erweisen. Am 6. September 
1969 übermittelte der Botschafter der Bundesrepublik in Tripolis, Wilhelm 
Turnwald, ausführliche Informationen zu einem Militärputsch durch eine 
Gruppe junger Offiziere am 1. September. Es handelte sich um eine „rasche 
und relativ unblutige Machtergreifung“. Als Hintergründe und Motive 
 
4 Zur Geschichte Libyens unter König Idris I. vgl. Dirk Vandewalle, A History of 
Modern Libya, Cambridge 22012, S. 43–75; Walter Schicho, Libyen, in: ders.: Hand-
buch Afrika. Bd. 3: Nord- und Ostafrika, Frankfurt a. M. 2004, S. 125–143, hier 
S. 131–135. 
Das Thema und die Quellen 9 
nannte Turnwald die Strukturschwächen des Staates, die schlechte Besol-
dung der Offiziere, Forderungen nach größerem Engagement im „arabi-
schen Befreiungskampf“, die Behebung sozialer Missstände und die Ein-
dämmung von Korruption. Die Macht lag in den Händen eines Revolutionä-
ren Kommandorats (RKR) aus mehreren Offizieren, die bis dato anonym 
geblieben waren. Der Name Gaddafi fiel daher noch nicht5. 
Aber wer war dieser junge Mann, der anfangs noch im Verborgenen 
blieb und Libyen schließlich mehr als 40 Jahre beherrschen und das Land 
politisch, wirtschaftlich und gesellschaftlich komplett umkrempeln sollte? 
Gaddafi kam vermutlich im Juni 1942 in der Nähe der Stadt Sirte in der 
Provinz Tripolitanien zur Welt. Er gehörte dem halbnomadisch lebenden 
Stammesverband der Gadadfa an. Gaddafis Eltern, Viehhirten in der an-
grenzenden Wüstenregion, ermöglichten ihrem einzigen Sohn den Besuch 
der Volksschule sowie, nach ihrem Umzug nach Sebha 1956, den Besuch 
der Mittel- und Oberschule. Nachdem er wegen politischer Agitation von 
der Oberschule in Sebha verwiesen worden war, konnte Gaddafi seine Aus-
bildung 1963 in Misurata erfolgreich beenden. Er engagierte sich früh poli-
tisch und wandte sich gegen die inneren Probleme der Monarchie ebenso 
wie gegen die angebliche Fremdbestimmung Libyens durch westliche Staa-
ten. Dieser Vorwurf war insofern nicht von der Hand zu weisen, als die 
USA und Großbritannien dort seit 1953/54 bedeutende Militärstützpunkte 
unterhielten. Zudem konnte das libysche Erdöl nur mit Hilfe amerikanischer 
und britischer Sachverständiger gefördert werden, wobei Ölgesellschaften 
wie Esso, Occidental Petroleum Corporation und American Overseas Petro-
leum zu den wichtigsten Konzessionären zählten. 
Von 1963 bis 1965 besuchte Gaddafi mit Erfolg die Königliche Militär-
akademie in Bengasi. Hier ging es ihm jedoch nicht nur um sozialen Auf-
stieg, sondern offensichtlich von Anfang an auch darum, Pläne für einen 
Militärcoup zu schmieden. Für diese Annahme spricht jedenfalls die 
Gründung des „Bundes der freien Offiziere“ im August 1964, der als Nach-
folgeorganisation für die bereits in der zweiten Hälfte der 1950er Jahre von 
Gaddafi mit aufgebauten geheimen Zirkel fungierte und von einem zwölf-
köpfigen Zentralkomitee angeführt wurde, aus dem sich später die Mitglie-
der des RKR rekrutierten6. Nach Abschluss seiner Kadettenausbildung diente 
 
5 PA/AA, B 150, Fernschreiben 120 von Botschafter Wilhelm Turnwald, Tripolis, 
vom 6. 9. 1969. 
6 Der „Bund der freien Offiziere“ wurde bis Ende der 1960er Jahre konsequent aus-
gebaut und spielte bei der Machtübernahme am 1. 9. 1969 eine Schlüsselrolle. Im RKR 
dominierten die Offiziere der Jahrgänge 1940 bis 1944, die aus ärmlichen Verhältnissen 
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Gaddafi als Leutnant bei einer Fernmelde-Einheit. Ein Aufenthalt im west-
lichen Ausland – 1966 verbrachte er einige Monate zur Fortbildung an der 
britischen Militärakademie in Beaconsfield – hinterließ bei ihm keine posi-
tiven Eindrücke7. 
Als Gaddafi am 1. September 1969 die Macht übernahm, regierte in Bonn 
noch eine Große Koalition aus CDU/CSU und SPD unter Bundeskanzler 
Kurt Georg Kiesinger (CDU), die aber schon im Oktober 1969 durch die 
von Willy Brandt (SPD) geführte sozial-liberale Koalition abgelöst wurde. 
Die Bundesrepublik – wirtschaftlich zwar erfolgreich, politisch jedoch noch 
auf dem Weg zu einer europäischen Mittelmacht – trug zwei gravierende 
Hypotheken mit sich herum, die auch noch mehr als zwei Jahrzehnte nach 
Kriegsende schwer wogen: den langen Schatten der nationalsozialistischen 
Vergangenheit und die Teilung der deutschen Nation. Diese Hypotheken 
machten die Bundesrepublik angreifbar, ihr wirtschaftliches Gewicht und 
ihr wachsender politischer Einfluss ließen sie aber zugleich zu einem begehr-
ten Partner werden, insbesondere in der Dritten Welt, zu der Libyen gehörte. 
Die Bundesrepublik entwickelte sich in den 1970er Jahren zu einem der 
bedeutendsten westeuropäischen Wirtschaftspartner Libyens – hinter Italien, 
aber klar vor Frankreich und Großbritannien. Umgekehrt avancierte Libyen 
neben Algerien, Nigeria und Südafrika zum wichtigsten Wirtschaftspartner 
für die Bundesrepublik auf dem afrikanischen Kontinent. Politisch war die 
Bundesrepublik neben Frankreich für die libysche Regierung der bevorzugte 
Ansprechpartner in Westeuropa. 
Die 1970er Jahre waren die Jahre der sozial-liberalen Koalition mit den 
Sozialdemokraten Willy Brandt und Helmut Schmidt als Bundeskanzler 
sowie den FDP-Politikern Walter Scheel und Hans-Dietrich Genscher als 
Außenminister. Brandt und Gaddafi? Schmidt und Gaddafi? Genscher und 
Gaddafi? Wie passt das zusammen? Welche Motive verbargen sich hinter 
 
stammten und im ländlichen oder nomadischen Milieu aufgewachsen waren. Vgl. 
Roswitha Badry, Die Entwicklung der Dritten Universaltheorie (DUT) Mucammar 
al-Qaddāfīs in Theorie und Praxis. Aus ideengeschichtlicher und historischer Sicht, 
Frankfurt a. M. u. a. 1986, S. 30–33; Hanspeter Mattes, Die Volksrevolution in der 
Sozialistischen Libyschen Arabischen Volksğamāhīriyya. Die Entwicklung des politi-
schen Systems nach dem al-fātih und die Bedeutung Mucammar al-Qaddāfī’s für den 
gesellschaftlichen Transformationsprozess, Heidelberg 1982, S. 51–63; Hanspeter Mat-
tes, Bilanz der libyschen Revolution. Drei Dekaden politischer Herrschaft Mu’ammar 
al-Qaddafis, Wuqûf-Kurzanalyse Nr. 11-12, Hamburg 2001, S. 23–26 (www.wuquf.de/ 
wuquf_online/wuquf_2001_libyen.pdf). 
7 Vgl. Hassan Sadek, Gaddafi, Kreuzlingen/München 2005, S. 10–20; Mattes, Bilanz, 
S. 18 ff. 
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dieser überraschenden Kooperation? Welche Folgen hatte sie? Welchen 
Preis zahlte die Bundesrepublik dafür? Unterstützte sie im Ergebnis ein Un-
rechtsregime, ja, förderte sie es gar unbeabsichtigt? In welcher Hinsicht 
profitierte sie? 
Einiges aus der Geschichte der deutsch-libyschen Beziehungen ist schon 
länger bekannt8. Seit 2012 ist es aber aufgrund der Freigabe großer Akten-
bestände möglich, für die gesamte Regierungszeit der sozial-liberalen 
Koalition von 1969 bis 1982 eine umfassende und differenzierte Beurteilung 
vorzunehmen. Für die Jahre bis einschließlich 1981 stehen die nicht als 
Verschlusssache eingestuften Akten ohne Einschränkung zur Verfügung, 
für das Jahr 1982, das noch unter die Sperrfrist von 30 Jahren für amtliches 
Archivgut fällt, konnten Genehmigungen zur vorzeitigen Einsichtnahme 
eingeholt werden9. 
Das vorliegende Buch – die erste quellengestützte Darstellung der Be-
ziehungen zwischen Libyen und der Bundesrepublik von 1969 bis 1982 – 
basiert auf den Beständen im Politischen Archiv des Auswärtigen Amts, 
insbesondere auf den Akten der beiden Politischen Abteilungen (2 und 3) 
sowie der Abteilungen 4 (Außenwirtschaftspolitik, Entwicklungspolitik und 
europäische wirtschaftliche Integration) und 5 (Rechtsabteilung). Eine maß-
gebliche Quelle stellen auch die vom Institut für Zeitgeschichte im Auftrag 
des Auswärtigen Amts edierten „Akten zur Auswärtigen Politik der Bundes-
republik Deutschland“ (AAPD) dar, die für die Jahre 1969 bis 1981 vorliegen. 
Die dort nicht veröffentlichten, jedoch im Zuge der Editionstätigkeit offen 
gelegten, früher als Verschlusssachen klassifizierten Dokumente fasst der 
Bestand B 150 im Politischen Archiv zusammen. 
Schon diese Quellenbasis legt den methodischen Ansatz der Diplomatie-
geschichte nahe und ermöglicht einen tiefen Einblick in zahlreiche Themen-
felder, die für das deutsch-libysche Verhältnis von Bedeutung waren. Dazu 
gehören unter anderem die Frage von Rüstungsexporten nach Libyen, die 
Entwicklung der wirtschaftlichen Beziehungen, die Zusammenarbeit im 
Bereich der inneren Sicherheit, die kulturelle Präsenz Westdeutschlands 
 
8 Eine frühe Darstellung der bilateralen Beziehungen legte Sigrid Faath vor: Die Be-
ziehungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen 
Republik zu Libyen 1951 bis 1986. Bestimmungsfaktoren und Unterschiede, in: 
dies./Hanspeter Mattes (Hrsg.), Wuqûf – Beiträge zur Entwicklung von Staat und 
Gesellschaft in Nordafrika 1, Hamburg 1986, S. 1–63. 
9 Für die vorzeitige Freigabe von Akten danke ich einmal mehr nachdrücklich dem 
Politischen Archiv des Auswärtigen Amts in Berlin, vor allem dem stellvertretenden 
Leiter des Archivs, Herrn Vortragenden Legationsrat Johannes-Baptist Freiherr von 
Boeselager. 
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vor dem Hintergrund einer verschärften Islamisierung in Libyen, der Pro-
zess nach dem Mord an einem ehemaligen Diplomaten durch ein libysches 
Kommando 1980 in Bonn und dessen politische Folgen, die Entführung 
und monatelange Festsetzung von Bundesbürgern in Tripolis sowie die 
Überlegungen, Gaddafi zu einem offiziellen Besuch einzuladen. 
Die Akten des Auswärtigen Amts lassen es überdies zu, die internationale 
Dimension der bundesdeutschen Außenpolitik zu behandeln, die entschei-
dend vom Ost-West-Konflikt sowie der EG- und NATO-Mitgliedschaft der 
Bundesrepublik geprägt war. Nicht umsonst galt die besondere Aufmerk-
samkeit der (west-)deutschen Botschaft in Tripolis und des Auswärtigen 
Amts in Bonn den Beziehungen Libyens zur UdSSR. Hier manifestierte 
sich die Furcht vor weiteren politischen Erfolgen der Sowjetunion im Nahen 
Osten und in Nordafrika, was eine Verschiebung der Kräfteverhältnisse im 
Mittelmeerraum zu ihren Gunsten bedeutet hätte. Die deutsche Teilung 
spielte für das Verhältnis zwischen der Bundesrepublik und Libyen insoweit 
eine wichtige Rolle, als die DDR mit ihrer zumindest teilweise erfolgreichen 
Afrikapolitik auch in Tripolis Fuß zu fassen versuchte, und zwar über die 
formale Aufnahme diplomatischer Beziehungen hinaus. Dieses Buch gibt 
folglich auch Auskunft über die deutsch-deutsche Konkurrenz außerhalb 
Europas. 
Gerade die traditionell engen wirtschaftlichen Beziehungen der Bundes-
republik zu Libyen führten seit Anfang der 1970er Jahre dazu, dass Gaddafis 
Regime den bilateralen Kontakten eine politische Komponente hinzufügen 
wollte. Dazu zählte die Forderung nach einer stärkeren Berücksichtigung 
arabischer Interessen im Nahost-Konflikt – eine Forderung, die die Bundes-
republik aufgrund ihrer ausgeprägten wirtschaftlichen, finanziellen und mora-
lischen Verpflichtungen gegenüber Israel in eine schwierige Lage brachte. 
Einen besonderen Problemkreis bildete die vielfältige, vor allem finan-
zielle Unterstützung national oder international agierender „Befreiungsbewe-
gungen“ und terroristischer Organisationen durch Gaddafi. So war im 
Gefolge des Attentats auf die israelische Mannschaft bei den Olympischen 
Spielen im September 1972 die Frage akut, ob die Regierung Brandt/Scheel 
die Auslieferung der Geiselnehmer fordern solle, die Zuflucht in Libyen 
gefunden hatten. 
Die Libyen-Politik der Bundesregierung hatte naturgemäß immer Rück-
wirkungen auf die Beziehungen der Bundesrepublik zu ihren wichtigsten 
Bündnispartnern. Sehr eindrucksvoll zeigen die diplomatischen Akten, 
dass sich die westdeutsche Libyen-Politik und diejenige der USA nach der 
Amtseinführung von Präsident Ronald Reagan im Januar 1981 auseinander 
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entwickelten. Dabei ging es nicht zuletzt um die grundsätzliche Frage, ob 
äußerer Druck oder die Pflege bestehender Kontakte mit der Hoffnung auf 
Mäßigung die richtige Antwort auf ein Unrechtsregime sei. 
Schließlich rücken die Quellen die innere Entwicklung Libyens von einer 
konstitutionellen Monarchie zur Herrschaft eines Mannes in den Mittel-
punkt. Oft erschien Gaddafi „in vielem Adolf Hitler vergleichbar“10. Das 
war ein zu einfaches Urteil. Gaddafis Machtanspruch nahm ohne Zweifel 
teilweise totalitäre Züge an. Sein Regime übte jedoch nie eine „totale“ Herr-
schaft im Sinne der nationalsozialistischen oder der stalinistischen Diktatur 
aus. Auch fehlte die Komponente rassisch oder ideologisch definierter Mas-
sengewalt. Aus diesen Gründen ist die Aussage, Gaddafi sei eine Art nordafri-
kanischer Hitler, weder Erkenntnis fördernd noch statthaft. Libyen ent-
wickelte sich während der mehr als vierzigjährigen Regierungszeit Gaddafis 
zu einem vor allem an bestimmte politische und ideologische Richtlinien 
gebundenen Staat, in dem jede Form von Opposition massiv unterdrückt 
wurde. Die Akten zeigen diese Entwicklung, und sie zeigen auch, wie wenig 




10 Fernschreiben 13 von Botschafter Michel Engelhard, Jaunde, vom 29. 1. 1981, in: 
Akten zur Auswärtigen Politik der Bundesrepublik Deutschland 1981, bearb. von 
Daniela Taschler, Matthias Peter und Judith Michel, München 2012, Dok. 23, S. 116–
121, hier S. 116. 
